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Sonnabend, 


Die „Danziger Zeitung“ erſcheint täglich zweimal; am Sonntage 
orgen Abends. — Beſtellungen werden in der 
Expedition ene eee No. à) und auswärts bei allen Königl. 


en und am Montage 


Poſt⸗Anſtalten angenommen. 


29. Mai. 


EM 


Amtliche Nachrichten. 

Se. Majeſtät der König daben Allergnädigſt gerubt: Dem 
Prof. Beyer zu Neu⸗Stettin und dem Pfarrer Vehres zu Uete⸗ 
rath den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, dem Schulzen Bar 
tholomäus zu Waldſtedt das Kreuz der vierten Claſſe des K. 
Hausordens von Hohenzollern, dem Förſter Schlüßler zu Forſt⸗ 
Br Erin das Allgemeine e e ferner dem Obergerichts 

ath Griſebach in Hameln, bei ſeiner Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand, den Character als Geheimer Juſtizrath zu verleihen. 


Telegraphiſche Nachrichten der Danziger Zeitung. 
ele ne Prinz⸗Admiral 8 eb —.— 
tion der Flotte hier eingetroffen. N. T.) 


Trieſt, 28. Mai. Der Vicekönig von Egypten iſt fo 
eben hier eingetroffen. Die Nachrichten der Ueberlandopoſt 
reichen aus Bombap bis zum 8. Mai, aus Kalkutta bis zum 
4. Mai. Der ehemalige Emir von Kabul, Azim Khan, be⸗ 
droht angeblich mit 40,000 Mann Herat. Aus Hongkong 
vom 20. April wird berichtet, daß mehrere der einflußreichſten 
Daimios auf ihre Truppenmacht und ihr Territorium ver⸗ 
zichtet haben, um die Centralgewalt zu ſtärken. (W. T.) 

Florenz, 28. Mai. Der General der Armee Durando 
iſt geſtorben. — Aus Livorno wird berichtet, daß ſich der 
Urheber des Attentates auf Crenneville nebſt mehreren Com⸗ 
promittirten bereits in den Händen der Juſtizbehörde be⸗ 
findet. : (W. T.) 
Bukareſt, 28. Mai. Die von der Kammer an den 
Fürſten gerichtete Adreſſe verſpricht kräftige Unterſtützung der 
gegenwärtigen Regierung. (N. T.) 


Norddeutſcher Reichstag 


47. Sitzung am 28. Mai. 

Berathung des Hagen'ſchen Antrages über die Heran⸗ 
ziehung der Militärperſonen zu den Communal⸗ 
ſteuern. Die Commiſſion beantragt: „der Reichstag wolle 
erklären: 1) daß, abgeſehen von anderen beachtlichen Bedenken, 
Art. 61 d. Verf. ſich nur auf die bei Publication der letzteren 
bereits vorhanden geweſene preuß. Militärgeſetzgebung bezieht 
und beziehen kann, nicht aber auf ſolche preußiſche Militärgeſetze 
oder Verordnungen, die erſt nach Publication der Verfaſſung 
erlaſſen worden find oder erlaſſen werden; 2) daß das Ver⸗ 
hältniß des Militärs zu den Communalſteuern einer geſetzli⸗ 
chen Regelung im 


desſtaaten bis zum Erlaß der Verordnung v. 22. Dec. 1868 
eltend geweſenen Geſetze und ſonſtigen Beſtimmungen hin⸗ 
ſichtlic der Heranziehung der Militärperſonen zu den Com⸗ 
munalabgaben treten bis zur anderweiten geſetzlichen Rege⸗ 
lung ihrer Beitragspflicht unter Aufhebung jener 
Verordnung wieder in Kraft.“ — Der Abg. Hagen 
hat ſeinen urſprünglichen Antrag in anderer Faſſung 
wieder eingebracht. (Vergleiche die geſtrige Abendnummer 
5473 d. Z. Danach ſoll die Verordnung vom 22. December 
1868, 1) als nicht gerechtfertigt durch Art. 61 der Verfaſſung, 
2) als nicht rechtsverbindlich erklärt und der Bundeskanzler 
zur Widerrufung derſelben er worden.) — 
Die Abgg. v. Forckenbeck, Graf Schwerin und v. Ben⸗ 
2 en beantragen ſtatt Nr. 3 des Comm.⸗Antrages zu be⸗ 
ſchließen: den Bundeskanzler aufzufordern, zur anderweiten 
Regelung der communalen Beſteuerung der Militärperfonen 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen das militäriſche 
Dienſteinkommen der activen Militärperſonen des Nordd. 
Bundes von der Beitragspflicht zu den directen Communal⸗ 
ſteuern befreit werde, alle anderen Befreiungen der Militär- 
perſonen von der Beitragspflicht zu den communalen Steuern 


aber aufgehoben werden. — Die Abg. Graf Schulenburg, 


v. Moltke und Gen. beantragen eine motivirte Tages⸗Ord⸗ 


Zur preußiſchen Geſchichte. 
Blätter aus der preußiſchen Geſchichte von Varn⸗ 
hagen von Enſe. 5 Bde. Leipzig. F. A. Brockhaus. 
18681869. f 
Fortſetzung. ardenberg wußte für die Beſeitigun 
des Deficits keinen — Ausweg als die Einführung — 
Klaſſenſtener. Dieſe Abſicht brachte große Aufregung hervor 
und Liberale wie Ariſtokraten ſprachen ſich gleich heftig da⸗ 
gegen aus. Dieſe Oppoſition trat ſelbſt im Staatsrath bei 
der Berathung des Geſetzentwurfs in voller Kraft auf. Der 
Oberpräſident v. Vincke ſagte, die Auflegung einer ſolchen 
neuen Steuer heiße die Revolution wollen. Als ihm Hr. v. 
Altenſtein als Präſident dieſe Aeußerung verwies, indem 
er ſagte, darüber ſei hier nicht der Ort zu reden, fielen ihm 
der Kronprinz und der Prinz Wilhelm heftig in die 
Rede, und man hörte den letzteren ſagen: Wo denn die Rede 
davon ſein ſolle, wenn nicht hier? Dann bielt Hr. v. An⸗ 
eillon eine lange Rede gegen den Entwurf, Gneiſen au 
ſtand auf Seiten des Kanzlers, vertheidigte ihn aber nur 
matt, und die übrigen Miniſter ſchwiegen. Schließlich konnte 
die Steuer nur mit 18 gegen 13 Stimmen beſchloſſen wer ⸗ 
den. Selbſt der König, ſagt man, ſoll heimlich die Oppoſition 
W haben. 
er Kronprinz folgte damals weſentlich der Richtung 
des Hrn. v. Ancillon, der nach manchen Seiten hin den Liber 
ralen ſpielte, aber ein entſchied ener Feind aller Beſtrebungen 
nach freien Berfaflungen war, die er für den Ruin des 
Staatslebens hielt. Ancillons Lehre: „Zur Vermittelung der 
Extreme“ behagte dem Kronprinzen am meiſten, weil ſie ihm 
eſtattete, ſich polemiſch nach allen Seiten hin zu wenden und 
einem Hange zum Witzeln zu fröhnen. Die Oppoſition ge⸗ 
ö bi Hardenberg trieb ihn aber naturgemäß immer mehr der 


eudalpartei zu, fo daß er im Staatsrath die Rechte des 
dels bei jeder Gelegenheit in Schutz nahm. Als dort die 
Anſprüche der mebratifirten Fürſten discutirt wurden und 


Sinne der Einheit des Bundesheeres her. 
achſtehenden h 
n ben 8 


nung über den Antrag und eine Aufforderung an den Bun⸗ 
deskanzler, die in Preußen am 1. Juli 1867 giltigen Beſtim⸗ 
mungen und Geſetze über Heranziehung der Militärperſonen 
zu den Communallaſten für das ganze Bundesgebiet zu publi⸗ 
eiren. — Ref. Ahg. Stephani rechtfertigt die Anträge der 
Commiſſion, erklärt ſich aber entſchieden gegen die Anträge 
Schulenburg und Hagen, gegen den letzteren wegen der 
Nr. 2 deſſelben, die eine Aufforderung zum Ungehorſam ent» 
halte, eventuell würde er für den Antrag v. Forckenbeck ſtimmen. 
Abg. Hagen führt aus, daß nach Art. 61 der Bundesver⸗ 
faſſung in dem ganzen Bundesgebiete die geſammte preußiſche 
Militalrgeſetzgebung eingeführt werden ſollte, daß aber die 
Verordnung vom 22. December 1868 Beſtimmungen einführe, 
die etwa drei Monate nach Publication der Bundesverfaſſung 
erlaſſen ſeien. Durch jene Beſtimmuugen, die nicht einmal 
b den ganzen preußiichen Staat, ſonderu nur für die neuen 

rovinzen erlaſſen ſeien, werde in das Recht der Communen 
eingegriffen. Durch die Verordnung werde das Recht der 
Volksvertretung zur Theilnahme an der Geſetzgebung vertagt 
und es handle ſich um die Wiederherſtellung des geſtörten 
Rechtgefühls und Rechtszuſtandes. Bundes⸗Commiſſar Min. 
v. Roon: Will sine ira et studio ſprechen, obwohl es be⸗ 

emden kann, daß dieſe Angelegenheit nach zwei glorreich ge⸗ 
ührten Kriegen angeregt wird in einem Reichstage, der, wie 
der ganze Bund, erſt möglich geworden durch die Anſtren⸗ 
gungen und Leiſtungen der Armee. Zur Sache führt Red 
ner aus, daß die Immunität von Gemeindelaſten ein altes 
Gewohnheitsrecht der preuß. Armee ſei; wollte man fie zu 
den Gemeindepflichten heranziehen, ſo müßte man ihnen auch 
die Gemeinderechte einräumen; die Ausübung derſelben ſei 
aber mit den militairifchen Pflichten unvereinbar. Wenn 
bei einzelnen Bundescontingenten der Militärperſonen dieſer 
Immunität nicht hätten, ſo könnte darum dem größten Theil 
des Bundesheeres dieſes geſetzliche Recht nicht beeinträchtigt 
werden. Die Frage der Rechtsbeſtändigkeit der Verordnung 
vom 22. Dec. 1868 ſet davon zunächſt abhängig, ob man die 
Materie überhaupt militäriſcher Natur ſei; für die Bejahung 
habe ſich bereits die Commiſſton entſchieden. Dann laſſe ſich 
an der Verordnung höchſtens ein formeller Mangel rügen, 
daß ſie ſich auf die preuß. Verordnung vom 23. Sept 1867 
beziehe, welche allerdings erſt nach Conſtituirung des Bundes 
erlaſſen iſt. Dieſe Verordnung enthalte aber nichts Neues, 
ſondern nur das in Preußen längſt beſtehende Recht, und folg⸗ 


lich ſei das Bundespräſidium befugt geweſen, die Verordnung 


vom 22. Dec. 1868 auf Grund des Art. 61 der Bund.⸗Verf. 
zu erlaſſen. Redner empfiehlt den Antrag Schulenburg. 
Der heſſ. Bevollmächtigte Ho e führt unter vielfachen 
„hört! hört“ aus, daß in dieſer Frage keine Uebereinſtim⸗ 
mung im Bundesrath beſtehe; die Anſichten der heſſ. Regie⸗ 
rung ſeien denen des Bundespräſidiums gerade entgegenger 
ſetzt. Die Materie gehöre nicht zur Militärgeſetzgebung. 
Ebenſo wie die Beſteuerung der Militärperſonen als Staats⸗ 
bürger Gegenſtand der Civilgeſetzgebung iſt, fo auch ihr Ver⸗ 
hältniß zu Communallaſten. (Sehr richtig! links.) Es liege 
auch kein Bedürfniß vor, die Frage einheitlich zu regeln. Die 
heſſiſche Regierung hat ſchon vor einiger Zeit dem Bundes⸗ 
präſtdium den Vorſchlag gemacht, dle heſſiſchen Offiziere, die 
nach Preußen verſetzt werden und umgekehrt, von allen per⸗ 
ſönlichen Staatsſteuern frei zu laſſen, und es würde 
auch die Ausdehnung dieſer Maßregel auf die Communal⸗ 
ſteuern keine ri (Zuſtimmung und Beifall 
links.) Die Laſten, die die Einführung der preuß. Militär⸗ 
geſetze in den andern Staaten auferlegt, find bereits ſehr 
groß, aber ſie werden ohne Widerſtreben getragen, weil man 
fie für nothwendig erachtet. Dieſe Nothwendigkelt leuchtet 
nicht ein in Betreff der Befreiung von den Communallaſten; 
ſolches Ausdebnen wird nur ſchädlich wirken. (Beifall.) — 
B.⸗C. v Roon: Die Einheit der Armee erfordert auch Ein⸗ 
man an die Beſtimmungen der Wiener Congrekacte erinnerte, 
rief der Sen aus: „Ja ich weiß, das ift eine von den 
22,000 Betiſen, die auf dem Wiener Congreß begangen wur⸗ 
den.“ — Als es im Staats rath zur Sprache kam, ob Herr 
v. Arnim-Criven zum Landſtand gewählt werden könne, weil 
ihm der zehnjährige Geundbeſitz fehlte, fagte der Kronprinz: 


„So hat der König das nicht gemeint, die Arnims find eine 


gute alte Familie, von denen, die länger im Lande ſind, als 
die Hohenzollern. Ein Herr v. Rochow hatte die Keckheit, 
damals zu ſagen: „O des Kronprinzen ſind wir ſicher, den 
haben wir in der Taſche.“ Im Jahre 1819 ſagte man in 
Berlin vom Kronprinzen, er könne Staatskanzler werden, 
wenn Hardenberg ſtürbe, doch nein, fuhr man fort, das geht 
nicht, dann würde der Kronprinz ja nie König werden mögen. 
Daß der Kronprinz im Jahre 1820 noch liberalen Regungen 


zugänglich war, beweiſt der Umſtand, daß er, nachdem ihm 


die Denkſchrift über die Karlsbader Beſchlüſſe mitgetheilt 
wurde, erklärte, es ſei ihm wie Schuppen von den Augen ge⸗ 
fallen; Preußen habe ſich durch dieſe Politit einen großen 
Nachtheil bereitet, während Bayern gewinnen werde. Wir 
ſtänden nicht nur ſtill, ſondern gingen rückwärts. 

Hr. v. Kamptz wollte damals die Unterſuchung gegen 


die demagogiſchen Umtriebe dadurch bemänteln, daß er ſagte, 


es ſei urſprünglich gar nicht ſo gemeint geweſen, daß die Um⸗ 
triebe vor die Justiz gebracht werden ſollten. Von Strafe 
hätte nicht die Rede ſein ſollen, ſondern nur von dem 
Zurückhalten gefährlicher Beſtrebungen. Hr. v. Kamptz be⸗ 
nutzte die Verfolgungen aber ſehr gerne, um ſich eine höhere 
Bedeutung zu verſchaffen. Der erſten Unterſuchung ließ er 
eine zweite folgen, von der er rühmte, daß ſie ihm die wah⸗ 
ren Urheber der Umtriebe in die Hände liefern würde. Da 
man aber dabei ſoweit hätte gehen müſſen, den König von 
Württemberg wegen feiner Billigung der Einheits beſtrebun⸗ 


gen in Anklagezuſtand zu verſetzen, ſo führte auch dieſe er⸗ 


neute Grauſamkeit zu nichts als zur Bloßſtellung der Regie⸗ 
rung. Selbſt im Jahr 1826 nach der Niederwerfung des Auf⸗ 
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heit der Rechtsverhältniſſe. Aus dieſem Grunde wird die 
Ausfiht, welche der Vorredner über eine leichte Verſtändi⸗ 
gung der Regierungen eröffnet hat, ziemlich entfernt ſein, um 
jo mehr, als es ſich um die Aufrechthaltung einer beftehenden 
Einrichtung handelt, worüber Art. 5 der Verfaſſung dem 
Präſidium beſtimmte Rechte zuweiſt. (Bewegung kinks.) — 
Abg. Ackermann ſpricht für Aufhebung der Immunität des 
Militärs, dem man dafür auch die communalen Rechte ein⸗ 
räumen wolle. Abg. v. Moltke: Die Befreiung des Mili⸗ 
tärs von den directen Steuern habe darin ihren Grund, daß 


fein Einkommen genau nach den Bedürfniſſen bemeſſen ſei; 


dieſe Befreiung beſtehe auch in den auswärtigen Armeen, ſo⸗ 
gar in der Schweiz, nur nicht in Amerika, dort erhalte ein 
Lieutenant 124, in Preußen 26 Z monatlich (hört, bört!). 
Der Soldat ſei in der einzelnen Stadt nur ein Gaſt, ſeine 
Heimath das ganze Vaterland (Beifall rechts), aber nicht ein 
Gaſt, der die Gaſtfreiheit in Anſpruch nehme, ſondern einer, 
der ſeine Rechnung bezahle. Die Städte hätten einen be⸗ 
deutenden Vortheil durch die Garniſonen, das werde durch 
die fortdauernden Petitionen um biefelben bewieſen; die Ent» 


wickelung der Städte ſei bedingt durch den Frieden, welchen die 


Armee beſchütze. Andererſeits machen die Militärperſonen von 
verſchiedenen Vortheilen der Communen keinen Gebrauch, z. B. 
von den Krankenanſtalten, der Polizeiderwaltung; im Gegentheil 
erſpare das Militär durch ſeine Anweſenheit das Doppelte 
der Polizeiverwaltung (Widerſpruch links). Die Communal⸗ 
ſchulen würden von dem Militär faſt gar nicht benutzt, da 
Söhne der Officiere meiſtens auf königlichen Gymnaſien oder 
Cadettenanſtalten erzogen, endlich trage das Militär auch die 
indirecten Communalſteuen (Schlacht⸗ und Mahlſteuer) mit. 
Die Armee verlangt keine Vevorzugung auf Koſten der übri⸗ 
gen Stände; aber ſie verlangt zu exiſtiren und was ſie dazu 
gebraucht, ſollten Sie ihr nicht verkürzen. (Lebh. Bravo rechts.) 


Bundescommiſſar v. Puttkamer vertritt die Geſetzmäßigkeit 


der Verordnung v. 20. Dec. 1868 und warnt vor dem 2. 


Hagen'ſchen Antrage, der wenn das Haus ihm folge, zu einem 


unlösbaren Conflict führen würde. Abg. v. Forckenbeck ver⸗ 
tritt ſeinen Antrag, der eine Verſtändigung in dem vorliegen⸗ 
den Diſſens herſtelle. Die Rechtsgiltigkeit der Verordnung v. 
20. Dec. 1868 muß er beſtreiten. Der Art. 61 d. Verf, iſt 
durchaus exceptioneller Ratur, indem er dem Bundespräſi⸗ 
dium eine feet gehende Befugniß in die Hände giebt, wie 
ſie ſich kaum in einer andern Verfaſſung findet, er bedarf 
deshalb einer durchaus ſtricten Juterpretation. Es heißt in 
demſelben aber, die preußiſche Militärgeſetzgebung ſolle un⸗ 
geſäumt in dem ganzen Bundesgebiete eingeführt werden, 
und am Schluß d. Art.: „Nach gleichmäßiger Durchführung 
der Bundeskriegsorganiſation wird das Bundespräſidium ein 
umfaſſendes Bundesmilitärgeſetz dem Reichstage und dem 
Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung vorlegen.“ Hieraus geht 
hervor, daß zur Zeit der Verordnung v. 22. Dec. 1868 der 
Art. 61 ſchon vollkommen ſeinen Abſchluß und ſeine 
Erfüllung gefunden hatte, und daß das Bundespräſidium nicht 
berechtigt war, zwei Jahre nachher noch neue Verordnungen 
einzuführen, die zur Zeit der Publication der Verfaſſung gar 
nicht exiſtirten. Befänden wir uns in einem alten durch⸗ 
gebildeten Verfaſſungsſtaat und wäre Art. 61 nicht überhaupt 
eine Ausnahme, die leicht zu Unklarheiten Veranlaſſung geben 
kann, fo würde ich mich verpflichtet fühlen, eine ſolche Ver— 
letzung des Rechts in ſcharfer Form zurückzuweiſen; unſer 
gegenwärtiger Zuſtand aber begründet bei mir die Ueberzeu⸗ 
gung, daß es ſich hier nicht ſowohl um einen abſichtlichen 
Eingriff, als um einen Irrthum handelt, und deshalb fühle 
ich mich weniger zum Widerſtande als zur Correctur des ge⸗ 
machten Fehlers aufgefordert. Daß die Sonderſtellung des 
Militärs innerhalb der Communen nicht zu rechtfertigen iſt, 
darin ſtimme ich vollkommen mit der linken Seite des Hau⸗ 
ſes überein, die geſetzliche Lage iſt aber eine andere. In 


ſtandes in Petersburg bei der Thronbeſteigung des Kaiſers 
Nicolaus, war Hr. v. Kamptz gleich mit einer Denkſchrift bei 
der Hand, in der er den Zuſammenhang der ruſſiſchen Ver⸗ 
ſchwoͤrer mit den Liberalen aller Länder Europas nachweiſen 
wollte; der König, dem dieſe Verfolgungen längſt verhaßt ge⸗ 
worden waren, wollte von dem, dummen Zeug“ nichts mehr wiſſen, 
was freilich nicht verhinderte, daß man im Jahre 1832 noch 
einmal aus Furcht vor dem Liberalismus ſich in dieſes faule 
Sumpfwaſſer treiben ließ. Hr. v. Kamptz war mit ſeinen 
Erfolgen in den 20ger Jahren ſo wenig zufrieden, daß er zu 
den lauteſten Frondeurs gegen die Regierung gehörte. „Es 
iſt eine Lumpenregierung, äußerte er zu Varnhagen, wir 
haben nicht den Muth, irgend etwas zu ſein, wir ſind nicht 
liberal, nicht royaliſtiſch, nicht offen, nicht verſteckt, nicht ruſ⸗ 
ſiſch, nicht öſterreichiſch, aber alles ein wenig, aber nach ein⸗ 
ander“. In dieſem zornigen Urtheil lag viel Wahres. 
! Der Graf v. d. Goltz, welcher Geſandter in Frankfurt, 
| fpäter in Paris war (der Vater unſeres jetzigen Botſchafters 
in Paris), klagte bei ſeiner Anweſenheit in Berlin darüber, 
daß Niemand eine richtige Vorſtellung vom Bundestage habe. 
„Wir haben alles Anſehen dort verſäumt, alles Vertrauen 
verſcherzt, ſind auf alle Weiſe dort gebunden und verſtrickt, 
und haben ſelbſt dazu beigetragen, dieſe Bande immer feſter 
zu ziehen, und dabei meinten wir gleichwohl, ohne viele Um⸗ 
ſtände dort anordnen und befehlen zu können. Metternich iſt 
die Sonne, um die ſich alles dreht, die alles beleuchtet, er⸗ 
wärmt und gedeihen läßt, und dieſe Sonne, die wir anbeten, 
wirkt uns geradezu feindlich entgegen. Als Hr. v. Nagler 
zum Geſandten in Frankfurt ernannt wurde, lautete die ganze 
Inſtruction, welche ihm der König gab, dahin: „Meine Den⸗ 
kungsart kennen! Mit Oeſterreich immer gut Freund bleiben, 
aber ſich nicht von ihm an der Naſe fübren laſſen!“ Dabei 
geht aus Varnhagens Mittheilungen hervor, daß Metternich 
auf den deutſchen Bund faſt verächtlich herabſah Er war für 
ihn nur der Uebergangspunkt zu einer künftigen Geſtaltung 
Deutſchlands, bei der es auf eine Theilung deſſelben zwiſchen 
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9% des Bundesgebietes gilt nach allen Städteordnungen die 
Befreiung des Militärs von den Communalabgaben; dieſe 
Beſtimmung können wir hier nicht ohne Weiteres abändern. 
Wir verlangen jedoch für den Bund eine einheitliche Geſetz⸗ 
gebung und deshalb muß ich und meine politiſchen Freunde 
die Bundesgenoſſenſchaft des Vertreters der heſſiſchen Regie⸗ 
rung zurückweiſen. Wir wollen keinen Partikularismus, am 
wenigſten innerhalb der Organiſation unſerer Armee. Ich 
begreife den Widerſpruch der Regierung gegen unſern Vor⸗ 
ſchlag um ſo weniger, als ſich dieſer bereits in einem von der 
preuß. Regierung ſelbſt vorgelegten Geſetzentwurf einer 
Städteordnung vom 3. Oct. 1862 vorfindet; derſelbe ſagt mit 
dürren Worten genau daſſelbe, was wir heute beantragen. 
Mit der Annahme unſerer Reſolution iſt ein Boden für eine 
Verſtändigung vorhanden, während eine verfehlte Initiative 
des Reichstages die Bitterkeit für die Zukunft nur vermehrt 
haben würde. Abg. Wagener (Neuſtettin) bekämpft die 
Ausführungen des Vorredners, betreffend den Art. 61 der 
Berfafjung. Der Widerſpruch gegen die Verordnung ſei nicht 
ſowohl auf die Beſorgniſſe für die Kämmereikaſſen, als auf 
den militairiſchen Particularismus zurückzuführen. Ab⸗ 
geordneter Hagen ſpricht ſeine Verwunderung darüber 
aus, daß der Bundes⸗Commiſſar ſeinen Antrag als 
einen Eingriff in die verfaſſungsmäßige Stellung des Bundes⸗ 
präſidiums betrachtet habe. Aus den preuß. 8 894 — 
müßte er doch wiſſen, daß den Kammern ausdrücklich die Be⸗ 
fugniß zufteht, die Rechtsgiltigkeit zu prüfen. — In nament⸗ 
licher Abſtimmung werden darauf abgelehnt die motivirte 
Tagesordnung des Grafen Schulenburg mit 125 gegen 88 St., 
desgleichen der Antrag Hagen mit 137 gegen 73 St., der 
Forckenbeckſche mit 126 gegen 82 St., desgleichen mit 
großer Majorität die Nr. 3 der Commiſſionsanträge, von 
denen nur die Nrn. 1 und 2 angenommen werden. — 
Nächſte Sitzung: Sonnabend. 


n. Berlin, 28. Mai. Die „Kreuzztg.“ ſtellt es noch in 
Abrede, daß Hr. v. d. Heydt zum Rücktritt ven ſeinem Amte 
entſchloſſen ſei; man kann darauf aber kaum mehr Rückſicht 
nehmen, da es zu ſehr in dem Intereſſe des Grafen Bismarck 
liegt, daß Hr. v. d. Heydt einem Staatsmanne weicht, der 
im Stande iſt, die Forderungen des Reichstags und des Land⸗ 
tags zu erfüllen. Bismarcks Aeußerungen im Reichstage 
beſtätigen, daß er einen ſolchen Wechſel wünſcht. Es iſt auch 
bekannt geworden, daß Graf Bismarck in ſeinen Abend⸗ 
unterhaltungen mit Abgeordneten aller Fractionen die Finanz⸗ 
frage beſprochen und ſich überzeugt hat, daß die Pläne des 
Hrn. v. d. Heydt nicht zu erfüllen ſiud. In der „Magde⸗ 
burger Ztg.“ wird die Warnung an den Grafen Bismarck 
Batch die Regierung nach der im Reichstage erlittenen 

iederlage nicht einer zweiten im Landtage auszu⸗ 
ſetzen, da eine ſolche unfehlbar erfolgen würde. Da⸗ 
zu kommt, daß das Defieit des preußiſchen Budgets 
gar nicht ſo brennend iſt, wie Hr. v. d. Heydt und Graf Bis⸗ 
marck es gemacht haben. Die Ausfälle des Jahres 1868 ſind 
gedeckt und die für das laufende Jahr können ſehr leicht aus 
dem bedeutenden Betrag von 23½ Millionen Einnahmereſten 
gedeckt werden. Der neue Finanzplan braucht alſo erſt mit 
dem Budget von 1870 berathen zu werden, und es wird ge⸗ 
nügen, vaß der preußiſche Landtag etwas früher als gewöhn⸗ 
lich berufen wird. Die Verantwortung, welche jetzt auf der 
Volksvertretung bei Steuererhöhungen laſten würde, muß ſie 
von deren Bewilligung zurückhalten. Erſt dann würden ſie 
ſich rechtfertigen laſſen, wenn kein anderes Mittel zur Beſei⸗ 
tigung des Deficits vorhanden wäre, und um darüber ent⸗ 
ſcheiden zu können, muß eine gründliche Prüfung des vorhan⸗ 
denen Finanzſyſtems vorgenommen werden. Dabei werden 
auch die Zuſtände des norddeutſchen Bundes erwogen werden 
müſſen und man wird zu dem Ergebniß kommen müſſen, 
daß die Einheit Deutſchlands erforderlich iſt, um die 
jetzt auf Preußen ruhende übergroße Militärlaſt vermindern 


zu können. Hr. v. Roon hat dieſe Anſicht ſchon im J. 1863. 


ausgeſprochen, um dadurch dem Landtage die damals erfor⸗ 
derliche Bewilligung des preußiſchen Militärbudgets zu er⸗ 
leichtern, und er wird deshalb jetzt ebenfalls wünſchen und 
danach ſtreben müſſen, die Einheit von ganz Deutſchland ver⸗ 
wirklicht zu ſehen. Müßte ſie noch hinausgeſchoben werden, 
ſo würde ſich die Forderung einer Verminderung der Bundes⸗ 
armee mit dem Jahre 1871 geltend machen. Wenn die „Pro⸗ 
vinzial⸗Correſpondenz“ darüber jammert, daß die liberalen 
Parteien die Finanzuoth des Staates zur Erweiterung ihrer 
parlamentariſchen Macht benutzen, ſo zeigt ſie damit nur, wie 
wenig ſie von dem conſtitutionellen Leben verſteht und wie 
fremd ihr die Erfahrungen der Geſchichte ſind. In den finan⸗ 
ciellen Kriſen der Staaten vollzieht ſich deren wichtigſter 
Fortſchritt. Sie bringen eine abſterbende Epoche zum Ab⸗ 
RENTE AZ RATTEN ccpPGcPPpcGpcpccCccccccccccccc ccc 
Oeſterreich und Preußen abgeſehen war. Man hegte darüber 
in Oeſterreich bereits ſehr beſtimmte Pläne, als der Krieg im 
Orient zu einer allgemeinen Verwicklung Europas zu führen 
drohte. Oeſterreich ſollte ſich anfangs paſſiv verhalten, aber 
die Donauländer beſetzt halten, und ſich dann mit Preußen 
und England gegen Rußland wenden, und ein Deutſchland 
Württemberg und Baden ihre liberalen Beſtrebungen ent⸗ 
gelten laſſen. 

Nach der Thronbeſteigung des Kaiſers Nicolaus, als 
deſſen Entſchluß, die Türkei zu bekriegen, in Berlin bekannt 
wurde, entſtand auch in den dortigen Militärkreiſen die Nei⸗ 
gung zu Kriegsplänen und Gebietsvergrößerungen für Preußen. 
Selbſt der Kronprinz nahm daran Theil und meinte, man 
müſſe ein Byzantiniſches Kaiſerreich errichten und die Groß⸗ 
mächte darum looſen laſſen, welche von ihnen einen ihrer Prin⸗ 
zen zum Herrſcher des neuen Reiches hergeben ſolle. Die 
Generäle meinten, Rußland müſſe, wenn Preußen ihm ſeine 
polniſchen Grenzen decken helfe, dieſem Stücke von Polen 
abtreten, und da man dabei zugleich an einem Kampf mit 
Oeſterreich dachte, jo wurde erklaͤrt, Böhmen ſowie der 
Reſt von Sachſen müſſe Preußen zufallen. 

Der König wollte aber von ſolchen Vergrößerungsplänen 
nichts wiſſen. Er wollte ſein Alter in Ruhe genießen und 
hielt zu Rußland, ohne etwas von ihm zu verlangen. Er 
hatte übrigens ſolche Erfahrungen in Rußland unter dem 
Kaiſer Alexander gemacht, daß er große Urſache hatte, vor⸗ 
ſichtig und ſelbſt mißtrauiſch gegen daſſelbe zu fein. Auf 
dem Congreſſe zu Troppau ſoll die Abtretung des Großher⸗ 
zogthums Poſen gegen eine Entſchädigung in allem Ernſte 
ee worden fein. Im Jahre 1822 ſagte der Kaiſer 
Alexander zu dem Prinzen Wilhelm, der zum Beſuche in Pe⸗ 
tersburg war, er habe die Stadt Danzig nur unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen zurückgegeben, Polen Jede feine Rechte 
an den freien Verkehr, der ihm erhalten bleiben müſſe, das 
preußiſche Miniſterium mache aber nur Betifen. Der ruſſiſche 
Geſandte in Berlin klagte auf's heftigſte darüber, daß die 
Grenzberichtigung mit Rußland acht Jahre dauere und nicht 


ſchluß und eröffnen eine neue Bahn für die Verwaltung. Zu 
deren Auffindung mitzuwirken iſt eine der wichtigſten Aufga⸗ 


ben der Volksvertretung. Hätte die franzöſiſche Regierung ſich 


mit der erften Nationalverſammlung über ein Finanzſyſtem 
verftändigt, jo würde fie das Volk nicht zur Revolution ge- 
trieben haben. In neueſter Zeit haben wir in Oeſterreich 
die Regierung durch die Finanznoth, in der ſich die Folgen 
ihrer ſchlechten Verwaltung offenbarten, ſich zu den größten 
Conceſſionen für die Verfaſſung verſtehen ſehen und in Ita⸗ 
lien iſt das Verhältniß nicht viel beſſer. Ebenſo wird Spa⸗ 
nien an den Früchten ſeiner jüngſten Revolution feſthalten 
müſſen, weil es nur auf dieſem Wege zu geſicherten Zuſtän⸗ 
den gelangen kann. Das zweite franzöſiſche Kaiſerreich wird 
an der furchtbaren Schuldenlaſt, die es aufgehäuft hat, er⸗ 

icken, wenn es ſich nicht ebenfalls zu Reformen aufrafft. 

ie dürften wir daher anſtehen, zu reformiren, da verhält⸗ 
nißmäßig unſer Finanzweſen immer noch das beſte in Europa 
iſt! Auch wir haben uns aber zu hüten, nicht die Wege 
Frankreichs und Oeſterreichs zu wandeln. 

— [Parlamentariſches.] Der heute ausgegebene 
Bericht der Reichstags⸗Commiſſion über das Wechſelſtempel⸗ 
ſteuergeſetz conſtatirt, daß die Commiſſion die Befreiung 
der tranſitirenden Wechſel von der Wechſelſtempelabgabe 
durchaus für geboten hält. Sie ſchlägt vor, daß die Wechſel 
vom Inland auf das Ausland jedoch ausdrücklich nur in ſo⸗ 
fern von der Stempelſteuer befreit ſein ſollen, als ſie vom 
Ausſteller direct auf das Ausland remittirt werden. Eine 
gänzliche Befreiung der Wechſel unter 50 & ift nicht ber 
ſchloſſen worden, ſondern ſoll es bei der Regierungsvorlage 
bleiben, wonach die Wechſel unter 50 % mit 1 =, die zwi⸗ 
ſchen 50 und 100 & mit 14 6% beſteuert werden ſollen. 

— Der König kam am Donnerſtag Abends von Babels⸗ 
berg nach Berlin und wohnte der Vorſtellung im 1 bei. 
5: präſidirte er einer Conſeilſizung. — Das efinden der 

önigin 2 e beſſert ſich, einem aus Baden⸗Baden hier ein⸗ 
egangenen 8 zufolge, täglich und wird hoffentlich näch⸗ 
ſtens as Verlaſſen des Meder geſtatten. C. St. 

Stettin, 28. Mai. [Ueber den Unfall], welcher die Er⸗ 
öffnung der Bahnſtrecke Cöslin⸗Stolp verzögert, wird der 
Oſtſ.⸗Z.“ folgendes mitgetheilt: Die Eiſenbahn it nahe bei Cös⸗ 
lin über einen kleinen Bach ie der unmittelbar bei der Beh⸗ 
rend'ſchen Papierfabrik vorbeifließt. Der Brückenbogen iſt zu dem 
Zweck auf gutem Baugrunde errichtet und der Bach dann durch 
denſelben geleitet worden. Auf dieſem Bogen ruhte eine Damm⸗ 
ſchüttung von 40 Fuß Höhe. Der coloſſale Druck dieſer Erdmaſſe 
bat nun den Bogen auf einer Seite eingedrückt, welcher Umſtand 
von den Adjacenten dem dazu verwandten ungenügenden 
Bin dematertal zugeſchrieben wird. 00 Gegenwärtig ſind einige 
Hundert Arbeiter beſchäftigt, die Dammſchüttung wieder abzutras 
gen, um den Schaden möglichſt ſchnell repariren zu können. 

Frankreich. Paris, 27. Mai. [Der amerikaniſche 
Geſandte. Wahlen.] Bei dem am Sonntag ſtattgehabten 
Empfang des neuen amerikaniſchen Geſandten in den Tui⸗ 
lerien ſind, gutem Vernehmen nach, ſehr freundſchaftliche 
Verſicherungen bezüglich der Beziehungen beider Länder aus⸗ 
getauſcht worden. Waſhburne ſoll geäußert haben, daß Ame⸗ 
rika niemals mehr als jetzt den Wunſch gehegt habe, freund⸗ 
ſchaftliche Beziehungen mit Frankreich fortdauernd zu pflegen. 
— Jules Favre, Rochefort, Thiers, d'Alton Shée, Garnier⸗ 
Pages, Raspail, Ferry und Cochin halten ſämmtlich ihre 
Candidaturen in Paris aufrecht. 

— In Regierungskreiſen betrachtet man Rouhers Stel⸗ 
lung als befeſtigt durch das Wahlreſultat. Die Ausſöhnung 
zwiſchen Rouher und Ollivier ſoll nahe Rochefort. ſein. 


Es verlautet, der Kaiſer ſei entſchloſſen, Rochefort, falls er 


im zweiten Wahlbezirk gewählt werden ſollte, zu begnadigen. 


Spanien. Madrid, 27. Mai. [Der erf a 
Entwurf] iſt, nachdem er vollſtändig durchberathen, an den 
Verfaſſungsausſchuß zur Reviſion zurückgegangen. Der Tag 
der definitiven Abſtimmung über den Geſammtentwurf wird 
ſpäter feſtgeſetzt werden. (W. T.) 


Danzig, den 29. Mai. 
[Hr. Regierungs⸗Präſident v. Gotz] macht im heu⸗ 
tlgen Amtsblatt bekannt, daß er, mit der commiſſariſchen Wahr: 
nehmung der N bei der hieſigen K. Regierung be⸗ 
auftragt, am 25. d. in Function getreten und in Dienſtangele⸗ 
genheiten zu er. Tageszeit zu ſprechen ift. f 
des Soc reſervo ee für die Waſſerleitung 
ng rüftig vorwärts und iſt es wohl der kleinen Mühe werth, 
en kurzen Spaziergang nach Ohra zu machen, um die intereſſan⸗ 
ten Arbeiten anzuſehen, bevor die Gewölbe ſich ſchließen. Wir 
machen an dieſer Stelle beſonders darauf aufmerkſam, weil wir 
u unſerm Erſtaunen ſchon öfters erfahren haben, daß es noch 
Viele lebt, die gar nicht willen, welch ein ſchönes Bauwerk dort 
ollendung mit raſchen Schritten entge . 


ſeiner 
om 21. bis 27. Mai find geboren: 


* [Statiſtiſches.] 
zu Stande komme. Daß aber Rußland daran ſchuld war, 
wurde nicht in Betracht gezogen. Die Handels- und Zoll⸗ 
verhältniſſe mit Rußland verurſachten die größten Verdrieß⸗ 
lichkeiten, weil dieſes ſich jede Maßregel erlaubte, aber keine 
Vergeltung dulden wollte. Vor dem Abſchluß des Zollver⸗ 
trages mit Rußland ſchrieb der Kaiſer Alexander an den 
König: „er müſſe das Wohl ſeines Volkes zur Richtſchnur 
nehmen, der König werde aber wohl dem gemeinſchaftlichen 
Wohle freundſchaftliche Rückſicht ſchenken“. — Kann man ſich 
eine ſchamloſere Forderung zwiſchen zwei befreundeten Staaten 
denken? Preußen ſollte es ruhig ertragen, daß ſeine Bevöl⸗ 
kerung die größten Verluſte erlitt, wie denn z. B. Schleſien 
4 Mill. durch die Erſchwerung der Tuchausfuhr ein⸗ 
büßte, während es Rußland die größten Vortheile gewährte. 
Friedrich Wilhelm III. rief wohl einmal unwillig aus: 
„Wenn man nicht 40 Millionen Unterthanen hat, ſolle man 
letzt gar nicht mehr mitſprechen können“, aber zu einem ener ⸗ 
giſchen Aufteten gegen Rußland hat er ſich nie erhoben, fon. 
dern ſchließlich immer gethan, was dieſes verlangte. 

Durch die energiſche Stellung, welche Nicolaus zur 
orientaliſchen Frage einnahm, wurde Metternichs Einfluß auf 
Preußen gebrochen. Anfangs ſuchte Bernſtorff noch an Met⸗ 
ternichs Politik feſtzuhalten, geſtand aber bald darauf Varn⸗ 
hagen, daß Metternich durch die willkürliche Art, in der er 
die Sachen betreibe, ſein Anſehen lockere, faſt alle Höfe durch⸗ 
ſchauten ſeine Schwächen und er verliere Zeit und Anſehen. 
Der Kaiſer Nicolaus entzog Metternich ſofort das Jahrge⸗ 
halt von 100,000 Ducaten, das ihm Alexander zu „politi⸗ 
ſchen Zwecken“ gewährt und das er zur Schmach Oeſterreichs 
auch angenommen hatte. Daß mit der Thronbeſteigung des 
Kaiſers Nicolaus eine neue Epoche in der europäiſchen Poli⸗ 
tik beginnen werde, wurde in Berlin von den Liberalen ſo⸗ 
fort gefühlt und beſprochen. Am 26. April d. J. 1826 durfte 
die „Spenerſche Ztg.“ plötzlich eine Aufforderung zur Uater⸗ 
ſtützung der nothleidenden Griechen bringen, welche der 
Staatsrath Hufeland, der Domprediger Strauß und der 
Propſt Neander unterzeichnen hatten, und als man unter den 


26 Knaben, 30 Mädchen, zuſammen 50; todtgeboren 1. Geſtorben: 
21 männl., 13 weibl., N 34, und zwar: unter 1 Jahr 13, 
von 1—10 J. 8, von 21-30 J. 2, von 31—50 J. 5, von 5l— 
70 J. 5, über 70 J. 1. Der hauptſächlichſten Krankheiten nach 
ſtarben 4 an Lebensſchwäche nach der Geburt, 5 an Krämpfen 
und Krampfkrankheiten der Kinder, 3 an Durchfall, 1 an Pocken, 
2 an Typhus, 1 an katarrhal. Fieber, 1 an Schwindſucht. 1 an 
Bruſtfellentzündung, 3 an Lungen-, 1 an Unterleibsentzündung, 1 
an Schlagfluß, 5 an Gehirnkrankheiten, 2 an andern entzündlichen 
Waſſe acht. Ian Altersſchwäche, 1 durch Selbftmsrd und 1 an 

aſſerſucht. 5 

* Bei Kotomierz erlitt geſtern Abend die Maſchine des 
Eilzuges eine Beſchädigung, ſo daß der Zug 2 mußte, bis er 
von einer requirirten Maſchine 1 wurde. In Folge deſſen 
verſpätete der Zug hier um ca. 2 Stunden. 

[Auf der e die bisher Mangel an gutem 
Waſſer hatte, wird der jetzige Beſitzer des Etabliſſements einen 
amerikaniſchen Röhrenbrunnen nach J. L. Nortons Sp⸗ 
ſtem aufſtellen laſſen. Das Syſtem dieſer Brunnen iſt ein ſe 
einfaches: eine bis 30 Fuß lange Röhre, deren unteres coniſch 
beg dite, Ende ſiebartig durchbrochen iſt, wird in den Erdbo⸗ 

en eingeſchroben und dann innerhalb derſelben ein gewöhnlicher 
D e angebracht. Der Verſuch ſoll, wie wir hören, 
ontag, Nachm. 4 Uhr, stattfinden. 

[Orden.] Den Schiffern Rathke und Gurk zu Boden⸗ 


winkel, Ldkr. Danzig, iſt die Rettungsmedaille am Bande ver⸗ 
liehen worden. 

Marienburg, 28. Mai. [Prüfung.] yr tegen Königl. 
Schullehrer⸗Seminar wurden vom 22. bis 27. d. drei Prü⸗ 


ſämmtlich beſtanden und zwar 5 mit dem Präditate „iehr gut, 
13 mit dem Prädikate „gut“ und 7 mit dem Prädikate „genügend“; 
2) mit 10 proviſoriſch angeſtellten Lehrern, welche noch kein Beug- 
niß der Anſtellungsfähigkeit beſaßen. Von dieſen fielen 5 durch, 
5 erhielten das Zeugniß des 3. Grades; 3) mit einem Candidaten 
des nn welcher das Zeugniß pro schola er 
erwarb. (Nog.⸗Z. 
Elbing, 29. Mai. In der letzten Sitzung des —— 
find wichtige Beſchlüſſe betreffs der Schulbauten, des Krankenſtiſts 
und der Waſſerleitung vorbereitet, welche in der nächſten Sitzung 
der Stadtverordneten zur Vorlage kommen dürften. Nachdem die 
Nachtwächtergehälter mit ca. 30,000 % vom Fiscus erſtattet find, 
erweiſt ſich eine Anleihe zur Ausführung der verſchiedenen bau⸗ 
lichen Projecte als unnöthig. Die Stadt wird im Stande ſein, 
aus eigenen Mitteln allen berechtigten Anforderungen der Gegen» 
wart zu genügen, wenn auch nicht gerade allen ſchon in diefem 
oder im nächſten Jahre. Magiſtrat ſchlägt vor, die Waſſerleitun 
in ihrer weiteren 1 7 47 noch in dieſem Jahre in Angri 
nehmen zu laſſen, in welchem Fall wir bei der bekannten Energie 
der Herren Henoch⸗Aird wohl mit Beſtimmtheit auch noch auf 
ihre Vollendung für dieſes Jahr rechnen dürften. (E. V.) 
+ Thorn, 28. Mai. [Gymnaſium. Interimiſtiſche 
Pfahlbrücke.] Der Herr Kultusminiſter hatte durch das Provinzial⸗ 
Schulcollegium in einem Erlaß vom 12. v. M. den ſtädtiſchen Bebör: 
den die Propoſition gemacht, die Gehälter der zehn erſten Lehrerſtellen 
des Gymnaſiums, behufs Ausführung des Normal⸗Beſoldungs⸗ 
Etats, um 500 , (jede Stelle um 50 /) jährlich zu erhöhen. 
Zur Deckung dieſer Summe will der Herr Miniſter 210 aus 


fungen ab a nämlich 1) mit 25 Seminar- Zoͤglingen welche 


dem Centralfonds gewähren, nach Beſchluß der ſtädtiſchen Behoͤr⸗ 
den wird die Commune und den unbedeutenden Zuſchuß 
von 10 die Gymnaſial⸗Caſſe hergeben. Der Herr Miniſter 


wollte dieſe Gehaltsverbeſſerungen vom 1. Januar d. J. eintreten 
laſſen, die ſtädtiſchen Behörden aber erſt vom Juli d. J. — 
nächſten Monat wird der Bau einer re en Pfablbrüde 
vom jenſeitigen Weichſelufer bis zu der in der Mitte des Stromes 
liegenden Flußinſel (Bazar⸗Kämpe) beginnen. Von der Inſel bis 
um diesſeitigen Flußufer kommt eine Dampffähre in Thätigkeit. 

ieſe Communication über den Strom wird hergeſtellt, um Bau, 
material, Locomotiven ze. vom ping auf das diesſeitige Ufer 
zur Eiſenbahn Thorn⸗Inſterburg zu ſchaffen. Daß dieſe noth⸗ 
wendige Communication nun endlich nach langen und ſchwieri 
Unterhandlungen mit dem Militärfiscus hergeſtellt wird, iſt ve 
durch ermöglicht worden, daß die r der Garniſon von 
beſagter Flußinſel auf das jenſeitige de verlegt worden find. 
Die Koſten der Einrichtung der neuen Schießſtände hat die Elſen⸗ 
bahnkaſſe tragen müſſen. 

* [Orden.] Dem Stadtrath a. D. Eduard Köhler zu 
Königsber ich das Ritterkreuz des K. Hausordens von Hohen⸗ 
zollern verliehen worden. 

— Studioſus M., welcher wegen fahrläſſiger Tödtung der 
a Dollnid dem Univerſitätsgericht in Königsberg 
überliefert, darauf auf freien Fuß geſtellt wurde, iſt zur weiteren 
Unterfuchung reſp. Beſtrafung der Criminalbehörde des Stabi: 
gerichts überwieſen worden. 


Vermiſchtes. 
28. Mai. [Prof. Hengitenberg] iſt heute 


rben. 
Die Unterſuchungsacten in der bekannten Four⸗ 
nier’fhen Angelegenheit] find nunmehr von dem Cultus⸗ 
miniſterium an die Staatsanwaltſchaft zurückgegeben worden. Das 
Verfahren iſt jo weit gediehen, daß für nachſte Zeit die Erhe⸗ 
bung der Anklage und deren Verhandlung vor der VII. le 
tation des Criminalgerichtes zu erwarten iſt. 

EEE ET ZN VE TEEN EEE TEE STIER EEE NT ccc 
Beiträgen die Summe von 1200 Friedrichsdor fand, ſagte 
man ſich allgemein, daß ſie nur vom Könige herrühren könne. 
Dies war um fo wahrſcheinlicher, als gleich darauf die Fürs 
ſtin Liegnitz mit 10 Friedrichsdor folgte. Die Befreiung der 
Griechen wurde übrigens, wie wir aus Varnhagens Mitthei⸗ 
lungen erſehen, von Canning vorzüglich aus dem Grunde be⸗ 
trieben, weil die Griechen entſchloſſen waren, ſich den Ame⸗ 
rikanern als Unterthanen anzubieten, nachdem England und 
Frankreich ſich geweigert hatten, darauf einzugehen. 
Eine Republik unter dem Schutze Amerikas in Europa 
war den Engländern doch bedenklich; deshalb becilten fie ſich, 
ein Königreich aus Griechenland zu machen, begingen dabei 
aber die Perfidie, es ſo klein zu machen, daß an eine Fort⸗ 
entwicklung deſſelben in nächſter Zeit nicht zu denken war. 
Es konnte nur als Schützling der Großmächte beſtehen. Der 
ruſſiſche Einfluß blieb an dem Berliner Hofe fo vorherrſchend, 
daß dieſer die politiſche Witterung der Zukunft vollſtändig 
verlor. Nach dem Erlaß der Ordonnanzen Karls X. war man 
feſt von dem Siege deſſelben über die Liberalen überzeugt, 
und als damals die „Staatszeitung“ einen Artikel gebracht 
hatte, in dem ſie die Hoffnung äußerte, die Ordonnanzen 
würden zurückgenommen werden, lief der Miniſter Ancillon 
wüthend nach der Redaction der Zeitung, um dieſer 
zu ſagen, daß durch ſolche Ausſprüche Preußen 
compromittirt werde. Die Prinzen glaubten nach ihren 
Nachrichten ſicher daran, daß Karls X. Soldaten das 
Volk niederſchmettern würden, auch Hr. v. Kamptz war 
wüthend darüber, daß das Volk es nur gewagt hatte, zu 
rebelliren. Als dann die Nachrichten von dem Siege des 
Volkes eintrafen, war Alles bei Hofe wie verdutzt, und der 
König äußerte: „Wir haben vierzig Jahre lang gearbeitet. 
Es iſt Alles vernichtet, was wir aufgebaut haben.“ — Der 
Kronprinz gefiel ſich darin, einen wüſten Trotz gegen die Juli⸗ 
Revolution und das neue Bürgerthum zu erkennen zu geben, 
dem er ſelbſt bei dem franzöſiſchen Geſandten General Lobau 
die Zügel ſchießen ließ, Ai daß ihn der König deßhalb zur 
Mäßigung ermahnen laſſen mußte. (Fortſ. folgt.) 


